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Änderungsantrag zur Vorlage Nr. SV-2018/0045:
Antrag der Fraktion UFFBASSE vom 27. August 2018 betr. Schulentwicklungsplan

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Satz:
„Der Magistrat wird aufgefordert, umgehend einen aktuellen Schulentwicklungsplan zu erarbeiten
und mit dem Land den Bedarf an Lehrkräften abzustimmen.“

wird wie folgt geändert:
Der Magistrat wird aufgefordert, innerhalb von sechs Monaten, das heißt bis zum 27. März 2019, den
Schulentwicklungsplan allgemeinbildender Schulen 2011-2016 der Wissenschaftsstadt Darmstadt

1. zu überprüfen und
2. fortzuschreiben.

Begründung:
Der Beschluss des Schulausschusses vom 12. September 2018, auf Antrag der Fraktion UFFBASSE, wird
damit erweitert.
Nach §146 Abs. 5 HSchG sind Schulentwicklungspläne innerhalb von fünf Jahren nach der
Zustimmung zu ihnen auf die Zweckmäßigkeit der Schulorganisation hin zu überprüfen und
fortzuschreiben. Die Bevölkerung in dem Gebiet, für das die Stadt Darmstadt als Schulträger
verantwortlich ist, ist in den vergangenen Jahren kontinuierlich gewachsen. Die Erweiterung und die
Verlegung der Heinrich-Hoffmann-Grundschule sind vorgesehen. Die Errichtung einer neuen
Grundschule in der Lincoln-Siedlung ist beschlossen. Auch auf dem Cambrai-Fritsch-Gelände soll eine
weitere Grundschule errichtet werden. An den Grundschulen soll der Ganztagsschulbereich
ausgeweitet werden. Auch bei Gesamtschulen, Haupt- und Realschulen sowie Gymnasien und
allgemeinbildenden Schulen in freier Trägerschaft ist deren Entwicklung zu überprüfen und
fortzuschreiben.

In dem Schulentwicklungsplan sind der gegenwärtige und zukünftige Schulbedarf sowie die
Schulstandorte auszuweisen. Dabei ist anzugeben, welche Bildungsangebote vorhanden sind und für
welche Einzugsbereiche sie gelten sollen. Die Schulentwicklungspläne müssen sowohl die langfristige



Zielplanung als auch die Durchführungsmaßnahme unter Angabe der Rangfolge ihrer Verwirklichung
enthalten. Deshalb ist der im Schulausschuss am 12. September 2018 ergangene Beschluss – wodurch
der Magistrat verpflichtet wurde, den Sachstand zur Schulentwicklung einmal im Jahr, in schriftlicher
Form, dem Ausschuss für Bildung und Schule vorzulegen – unzureichend.

Der Schulentwicklungsplan allgemeinbildender Schulen 2011-2016 hätte also vor zwei Jahren
überarbeitet werden müssen. Die Ausarbeitung sollte nicht mehr als 300 Seiten umfassen.

Weitere Begründung erfolgt mündlich.

Darmstadt, 27. September 2018

Dr. Klaus Uebe Moritz Roeder Michael Siebel
(Stadtverordneter) (Stadtverordneter) (Fraktionssprecher)


